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Drucksache VI/873 


Sachgebiet 100 


Vorblatt 


Entwurf eines . . . Gesetzes 
zur Änderung des Grundgesetzes 
(Herabsetzung des Wahlalters) 

Entwurf eines . . . Gesetzes 
zur Änderung des Grundgesetzes 
(Änderung des Artikels 91 a Abs. 1 Nr. 1 GG) 

(Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses) 


A. Problem 

1. Herabsetzung des Wahlalters 

Ein Gesetzentwurf der Fraktion der CDU/CSU und ein Regie- 
rungsentwurf schlagen die Herabsetzung des aktiven und passi- 
ven Wahlalters für die Bundestagswahl vor. 

2. Änderung des Artikels 91 a GG 

Die mitwirkende Zuständigkeit des Bundes für die Gemein- 
schaftsaufgaben wird nach dem geltenden Artikel 91 a Abs. 1 
Nr. 1 GG im Hochschulbereich auf den Ausbau und Neubau 
von „wissenschaftlichen" Hochschulen beschränkt. Damit sind 
von der gemeinsamen Planung und Finanzierung des Bundes 
und der Länder insbesondere die pädagogischen Hochschulen 
und die Fachschulen grundsätzlich ausgenommen. Der Gesetz- 
entwurf strebt eine Einbeziehung dieser Hochschulen an. 


B. Lösung 

Der Rechtsausschuß schlägt vor, beide Grundgesetzänderungen 
in einem Änderungsgesetz zusammenzufassen. 

1. In Übereinstimmung mit dem Gesetzentwurf der Fraktion 
der CDU/CSU und dem Regierungsentwurf soll nach Auf- 
fassung des Rechtsausschusses das aktive Wahlalter auf 
achtzehn Jahre herabgesetzt werden. Das passive Wahlalter 
soll jedoch dem Volljährigkeitsalter gleichgesetzt werden, 
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während der CDU/CSU-Entwurf eine Herabsetzung auf drei- 
undzwanzig Jahre und der Regierungsentwurf auf einund- 
zwanzig Jahre vorsieht. 

2. Durch eine Änderung des Artikels 91 a Abs. 1 Nr. 1 GG 
(Streichung des einengenden Wortes „wissenschaftlichen" 
bei „Hochschulen") soll die Zuständigkeit des Bundes für 
Gemeinschaftsaufgaben auf den gesamten Hochschulbereich 
erweitert werden. Der Rechtsausschuß empfiehlt die An- 
nahme des Gesetzentwurfs. 


C. Alternativen 

Keine; beide Grundgesetzänderungen wurden im Ausschuß ein- 
stimmig gebilligt. 


D. Kosten 

Durch die Herabsetzung des Wahlalters entstehen für eine Bun- 
destagswahl rd. 2,7 Mio. DM an Mehrkosten. 
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Schriftlicher Bericht 

des Rechtsausschusses 
(5. Ausschuß) 

über den von der Fraktion der CDU/CSU ein gebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Herabsetzung des Wahlalters 

— Drucksache VI/70 — 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines . . . Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes 

— Drucksache VI/304 — 

über den von den Abgeordneten Dr. Stoltenberg, Dr. Martin 
und der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes 
(Änderung des Artikels 91 a Abs. 1 Nr. 1 GG) 

— Drucksache VI/115 — 


A. Berichte der Abgeordneten Dr. Stark (Nürtingen), Metzger, 
Dr. Schmude und von Thadden 


Der Rechtsausschuß schlägt vor, daß die in den 
einzelnen Gesetzentwürfen eingebrachten Grund- 
gesetzesänderungen in einem Anderungsgesetz zu- 
sammengefaßt werden. Bei der Beratung des Aus- 
schusses wurden grundsätzliche verfassungspoliti- 
sche Einwendungen gegen eine allzu häufige Ände- 
rung des Grundgesetzes geltend gemacht, weil da- 
durch die Verfassung in ihrer Bedeutung und in 
ihrem Rang gemindert werden könnte. Diesen Be- 
denken sollte wenigstens dadurch Rechnung getra- 
gen werden, daß nach Möglichkeit jeweils mehrere 
Grundgesetzänderungen zusammengefaßt werden. 


1. Bericht der Abgeordneten Dr. Stark 
(Nürtingen) und Metzger zur Herabsetzung 
des Wahlalters 

1. Allgemeines 

Der von der CDU/CSU-Fraktion eingebrachte Ge- 
setzentwurf — Drucksache VI/70 — wurde vom 
Deutschen Bundestag in seiner 15. Sitzung am 
28. November 1969 und der Regierungsentwurf — 
Drucksache VI/304 — • in seiner 33. Sitzung am 25. Fe- 
bruar 1970 an den Rechtsausschuß federführend und 
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an den Innenausschuß mitberatend überwiesen. Der 
Rechtsaussdiuß hat den Entwurf eines Gesetzes zur 
Herabsetzung des Wahlalters in seiner 3., 5., 6. und 
16. Sitzung am 11. Dezember 1969, am 22. Januar 
1970, am 29. Januar 1970 und am 25. Mai 1970 be- 
raten. Außerdem hat der Ausschuß gemeinsam mit 
dem mitberatenden Innenausschuß in öffentlichen 
Sitzungen am 23. Februar 1970 und 24. Februar 1970 
zur Frage der Herabsetzung des Wahlalters Jugend- 
liche und Vertreter von Jugendverbänden sowie 
Sachverständige angehört. Die Ergebnisse der 
öffentlichen Anhörung des Innenausschusses, die 
dieser in der vorhergehenden Legislaturperiode am 
12. Mai 1969 durchgeführt hat, wurden in die Bera- 
tungen des Rechtsausschusses einbezogen. 

Der mitberatende Innenausschuß empfiehlt in sei- 
ner Stellungnahme, das aktive Wahlalter auf das 
18. Lebensjahr und das passive Wahlalter auf die 
Vollendung des Lebensjahres, mit dem allgemein 
die Volljährigkeit eintritt, herabzusetzen. Der Aus- 
schuß für Jugend, Familie und Gesundheit tritt in 
einer gutachtlichen Stellungnahme für eine Herab- 
setzung des aktiven Wahlalters auf 18 Jahre und 
des passiven Wahlalters auf 21 Jahre ein. Er weist 
zudem auf die aus der Herabsetzung des Wahlalters 
folgende Notwendigkeit hin, die politische Bildung 
zu verstärken und hierfür die erforderlichen Mittel 
bereitzustellen. 

Der Grundgesetzgeber hat in Artikel 38 Abs. 2 GG 
für die Bundestagswahl die Wahlberechtigung auf 
das vollendete 21. Lebensjahr und die Wählbarkeit 
auf das vollendete 25. Lebensjahr festgesetzt. Seit 
etwa dem Jahre 1965 wurde in verstärktem Maße in 
den politischen Parteien und den jugendpolitischen 
Verbänden die Forderung erhoben, das aktive Wahl- 
alter und damit zusammenhängend das passive 
Wahlalter herabzusetzen. Bereits in der vorher- 
gehenden 5. Wahlperiode hat die Fraktion der FDP 
beim Bundestag einen Gesetzentwurf eingebracht, 
durch den das aktive Wahlalter auf 18 Jahre und 
das passive Wahlalter auf 23 Jahre herabgesetzt 
werden sollte. Dieser Gesetzentwurf wurde jedoch 
nicht mehr rechtzeitig vor Ende der 5. Wahlperiode 
beraten. 

Inzwischen wurden in allen Bundesländern, mit 
Ausnahme von Bremen und Rheinland-Pfalz, wo die 
Entscheidungen hierüber noch ausstehen, das aktive 
Wahlrecht auf 18 Jahre und das passive Wahlalter 
teils auf 21, teils auf 23 Jahre herabgesetzt. 

Alle drei im Bundestag vertretenen Parteien wün- 
schen eine Herabsetzung des aktiven Wahlalters auf 
18 Jahre. Bei der Frage der Herabsetzung des pas- 
siven Wahlalters gehen die Vorschläge auseinan- 
der. Der Gesetzentwurf der CDU/CSU-Fraktion sieht 
eine Herabsetzung des passiven Wahlalters auf 
23 Jahre und der Regierungsentwurf auf 21 Jahre 
vor. 

Nach eingehenden Beratungen und aufgrund der 
Ergebnisse der Sachverständigenanhörungen ist der 
Rechtsausschuß der Auffassung, daß das aktive 
Wahlalter, wie von den vorliegenden Gesetzentwür- 
fen vorgeschlagen, auf 18 Jahre herabgesetzt und 
das passive Wahlalter dem Volljährigkeitsalter an- 


geglichen werden solle. Entscheidende Gründe für 
die Herabsetzung des geltenden Wahlalters sind, 
daß der junge Mensch von 18 bis 21 Jahren im 
Berufs- und Arbeitsleben zum großen Teil bereits 
Verantwortung zu tragen hat. Der 18jährige Mann 
wird zum Wehrdienst einberufen und hat damit 
einen für ihn persönlich einschneidenden, staats- 
bürgerlichen Beitrag zum Schutz der Bundesrepublik 
zu leisten. Die Erteilung des Wahlrechts soll die 
junge Generation so frühzeitig wie möglich für eine 
verantwortungsvolle Teilhabe an der politischen 
Willensbildung gewinnen. Bereits dem jugendlichen 
Mitbürger soll durch die Ausübung des Wahl- 
rechts als des bedeutendsten demokratischen Rechts 
seine eigene Verantwortung für unseren Staat be- 
wußt werden. 

Die Anhörungen der Sachverständigen haben den 
Ausschuß überzeugt, daß die Voraussetzungen der 
seelisch-geistigen Entwicklung bei den 18- bis 21 jäh- 
rigen grundsätzlich gegeben sind, um eine selbstän- 
dige, überlegte Wahlentscheidung zu treffen. Die 
angehörten Sachverständigen haben mit Ausnahme 
von Prof. Undeutsch die Altersgrenze von 21 Jah- 
ren bei der Zuerkennung des Wahlrechts für unbe- 
gründet gehalten. Dr. Jaide, Prof, der Psychologie, 
kommt bei der Informationssitzung des Innenaus- 
schusses zu folgendem Schluß: „Politikinteresse in 
den verschiedenen Kategorien zeigt im Zuge des 
Jugendalters einen Anstieg ab 18, manchmal stärker 
deutlich ab 19 Jahren und erreicht dann einen Stand, 
über den es nur noch geringe Zunahmen gibt bis 
zum Alter von 21 Jahren bis 25 Jahren. Das steht 
in Analogie mit den Befunden über Akzeleration so- 
wohl körperlicher wie seelischer Entwicklung und 
deren relativ frühen Abschluß. Wollte man ganz 
sicher gehen, könnte man das Wahlalter auf 19 Jahre 
herabsetzen. Manches in meinen Ergebnissen spricht 
dafür. Das entspräche auch der Plazierung anderer 
Sozialisationsetappen, etwa Lehrabschluß, Modifika- 
tion der Abhängigkeit vom Elternhaus, Schule und 
Lehrbetrieb. Aber ich fürchte, das paßte nicht zum 
übrigen Jugendrecht. Deshalb könnte man aufgrund 
meiner Daten eine Herabsetzung auf 18 Jahre ver- 
antworten." Dr. Dr. Friedrich, Ltd. Regierungsmedi- 
zinaldirektor beim Bundeswehrverwaltungsamt 
Bonn, gründet auf die Untersuchung von Wehr- 
pflichtigen des Geburtsjahrgangs 1948 mit 370 216 
Untersuchten und des Geburtsjahrgangs 1949 mit 
383 000 Untersuchten seine Feststellung, daß im all- 
gemeinen eine echte eigene politische Meinungsbil- 
dung vielen 18jährigen im allgemeinen ebenso mög- 
lich und unmöglich wie zahlreichen Erwachsenen sei. 
Die Bereitschaft zum politischen Engagement und 
zur politischen Entscheidung sei im allgemeinen den 
18jährigen eher zuzubilligen als den bereits 21- bis 
25jährigen, weil letztere bereits vielfach in ihren 
persönlichen Interessen soweit befangen seien, daß 
sie sich nicht mehr politisch betätigen oder auch nur 
eine eigene Meinung bilden wollten. 

Abweichend von den Auffassungen der anderen 
Sachverständigen vertrat Dr. Undeutsch, Prof, der 
Psychologie, bei seiner Anhörung vor dem Rechts- 
und Innenausschuß die Meinung, daß die 18- bis 
21jährigen- noch keine für eine Wahlausübung aus- 
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reichende politische Interessiertheit und Urteils- 
fähigkeit besäßen. Der Recht saus schuß betrachtet 
den Einwand von Prof. Undeutsch, daß durch eine 
Herabsetzung des aktiven Wahlrechts der Prozent- 
satz an Wählern von geringerer politischer Reife 
erhöht werden könnte, als ein sehr ernsthaftes Be- 
denken. Der Ausschuß ist jedoch aufgrund der übri- 
gen Gutachten und der Anhörung der Jugendlichen 
und der Vertreter von Jugendverbänden zu der 
Überzeugung gelangt, daß die 18- bis 21jährigen 
überwiegend einen ausreichenden Reifegrad ent- 
weder bereits erreicht haben oder erreichen können, 
um bei den Wahlen verantwortlich mitzuentschei- 
den. Die Zuerkennung der Wahlmündigkeit soll sich 
auch erzieherisch auf eine möglichst frühzeitige 
politische Bildung und Anteilnahme der jungen 
Staatsbürger auswirken. Auf der anderen Seite dürfe 
nicht außer Betracht bleiben, daß auch bei älteren 
Jahrgängen — unabhängig von dem Reifegrad - — 
das politische Interesse und die politische Urteils- 
fähigkeit unterschiedlich sind. 

Bei der Beratung wurde auch erörtert, welcher Zu- 
sammenhang zwischen dem Wahlalter und den ver- 
schiedenen anderen Altersgrenzen, insbesondere 
derjenigen der Volljährigkeit und der Strafmündig- 
keit bestehen. Zwischen den verschiedenen Alters- 
grenzen gibt es zwar sachliche Beziehungen, eine 
Notwendigkeit, die anderen Altersgrenzen bereits 
vor der Entscheidung über eine Herabsetzung des 
Wahlalters zu überprüfen, besteht aber nicht. 

2. Im einzelnen 

Neuzufassen ist Artikel 38 Abs. 2 des Grundge- 
setzes, der das Alter für die Wahlberechtigung und 
Wählbarkeit festsetzt. Es wird vorgeschlagen, die 
Wählbarkeit mit der Volljährigkeit zu verbinden. 
Das würde bei dem jetzt geltenden Volljährigkeits- 
alter im allgemeinen ein passives Wahlalter von 
21 Jahren bedeuten. Bei einer Änderung des Voll- 
jährigkeitsalters würde auch eine Änderung der 
Wählbarkeit eintreten. Daß die gewählte Formulie- 
rung auch die für die volljährig erklärten Jugend- 
lichen unter 21 Jahren einbezieht, ist von keiner 
praktischen politischen Bedeutung. 

Der Gesetzentwurf der CDU/CSU-Fraktion (Druck- 
sache VI/70) enthält in Artikel 1 Nr. 2 auch die Än- 
derungen des Bundeswahlgesetzes, die aus der Neu- 
fassung des Artikels 38 Abs. 2 GG folgen. Es ist je- 
doch zweckmäßig, diese Folgeänderungen des Bun- 
deswahlgesetzes nicht mit der Grundgesetzänderung 
zusammenzufassen, sondern sie mit anderen an- 
stehenden Änderungen zum Wahlrecht in einem 
späteren Gesetzentwurf aufzunehmen. Mit der Neu- 
fassung des Artikels 38 Abs. 2 GG treten jedenfalls 
auch die entgegenstehenden Bestimmungen des Bun- 
deswahlgesetzes, die in Übereinstimmung mit der 
bisherigen Regelung des Grundgesetzes das Wahl- 
alter auf 21 und 25 Jahre festsetzen, außer Kraft. 

Bonn, den 3. Juni 1970 

Dr. Stark (Nürtingen) Metzger 

Berichterstatter 
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IL Bericht der Abgeordneten Dr. Schmude und 
von Thadden zur Änderung des Artikels 91 a 
Abs. 1 Nr. 1 GG 

Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf — 
Drucksache VI/115 ^ — in seiner 19. Sitzung am 10. De- 
zember 1969 dem Rechtsausschuß federführend und 
dem Ausschuß für Bildung und Wissenschaft mitbe- 
ratend überwiesen. Der Rechtsausschuß hat den Ge- 
setzentwurf in seiner 5. Sitzung am 22. Januar 1970 
und in seiner 6. Sitzung am 29. Januar 1970 beraten 
und empfiehlt einstimmig die Annahme des Gesetz- 
entwurfs. Der Ausschuß für Bildung und Wissen- 
schaft hat dem Gesetzentwurf mit einer redaktionel- 
len Änderung, die vom Rechtsausschuß übernom- 
men wird, zugestimmt. 

Nach der geltenden Fassung des Artikels 91 a 
Abs. 1 Nr. 1 GG, in der diese Bestimmung durch das 
Finanzreformgesetz vom 12. Mai 1969 (BGBl. I S.359) 
in das Grundgesetz eingefügt worden ist, wird die 
Zuständigkeit des Bundes für die Gemeinschaftsauf- 
gaben auf den „Ausbau und Neubau von wissen- 
schaftlichen Hochschulen einschließlich der Hoch- 
schulkliniken" beschränkt. Die Fachhochschulen und 
pädagogischen Hochschulen fallen damit nicht unter 
die mitwirkende Zuständigkeit des Bundes für die 
Gemeinschaftsaufgaben, soweit sie nicht durch die 
Bestimmung des einzelnen Landes zu „wissenschaft- 
lichen Hochschulen" erhoben werden sein sollten. 
Schon bei den damaligen Beratungen des Finanz- 
reformgesetzes hat der federführende Rechtsaus- 
schuß zu Artikel 91 a erwogen, die Einschränkung 
auf „wissenschaftliche Hochschulen" zu streichen 
(vgl. den Schriftlichen Bericht des Rechtsausschusses 
vom 6. Dezember 1968 — zu Drucksache V/3605, 
Seite 5). 

Der vorliegende Gesetzentwurf sieht dementspre- 
chend in Artikel 91 a Abs. 1 Nr. 1 GG den Wegfall 
des einengenden Wortes „wissenschaftlichen" vor, 
um die Zuständigkeit des Bundes für Gemeinschafts- 
aufgaben auf den gesamten Hochschulbereich aus- 
zudehnen. Der Rechtsausschuß erkennt einstimmig 
die sachliche Berechtigung des vorliegenden Gesetz- 
entwurfs an. Die vorgeschlagene Änderung des Ar- 
tikels 91 a Abs. 1 Nr. 1 GG wird deshalb für not- 
wendig angesehen, weil sich eine sinnvolle gemein- 
same Planung und Finanzierung von Bund und Län- 
dern auf den Gesamtbereich der Hochschulen er- 
strecken muß. Insbesondere die Fachhochschulen 
und pädagogischen Hochschulen, denen nach allge- 
meiner Auffassung im Hochschulwesen eine wach- 
sende Bedeutung zuzumessen ist, können hiervon 
nicht ausgenommen werden. Der Rechtsausschuß ist 
der Auffassung, daß mit der vorgeschlagenen Grund- 
gesetzänderung keine bestimmte Konzeption für das 
Hochschulwesen festgeiegt wird. 


Bonn, den 3 Juni 1970 


Dr. Schmude von Thadden 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksachen VI/70, VI/304, 
VI/115 — in der sich aus der anliegenden Zusam- 
menstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen; 

2. die zu den Gesetzentwürfen — Drucksachen VI/70, 
VI/304 — eingegangenen Petitionen für erledigt 
zu erklären. 


Bonn, den 3. Juni 1970 


Der Rechtsaussdiuß 

Dr. Lenz (Bergstraße) Dr. Stark (Nürtingen), Metzger, Dr. Schmude, von Thadden 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Drucksache VI/873 


Zusammenstellung 

des von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Herabsetzung des Wahlalters 

— Drucksache Vl/70 — , 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
. . . Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes 

— Drucksache VI/304 — , 

des Antrags der Abgeordneten Dr. Stoltenberg, Dr. Martin und 
der Fraktion der CDU/CSU, Entwurf eines . . . Gesetzes zur 
Änderung des Grundgesetzes 

— Drucksache VI/ 115 — 

mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses 
(5. Ausschuß) 
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Entwurf^) 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Herabsetzung des Wahlalters 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bimdes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; Artikel 79 
Abs. 2 des Grundgesetzes ist eingehalten; 

Artikel 1 

1. Artikel 38 Abs. 2 des Grundgesetzes erhält fol- 
gende Fassung: 

„(2) Wahlberechtigt ist, wer das achtzehnte, 
wählbar ist, wer das dreiundzwanzigste Lebens- 
jahr vollendet hat."' 


2. Das Bundeswahlgesetz vom 7. Mai 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 383), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 25. Juni 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 645), wird 
wie folgt geändert: 

a) § 12 Abs. 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. das 18. Lebensjahr vollendet haben,". 

b) § 16 Abs. 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung; 

„2. das 23. Lebensjahr vollendet hat." 

Artikel 2 

Artikel 1 Nr. 2 gilt nach Maßgabe des § 13 Abs, 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 

9 von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachte Ent- 
wurf — Drucksache VI/70 — 


Entwurf 2) 


Entwurf eines . • . Gesetzes 
zur Änderung des Grundgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; Artikel 79 
Abs. 2 des Grundgesetzes ist eingehalten; 

Artikel I 

Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutsch- 
land vom 23. Mai 1949 (Bundesgesetzbl. S. 1) wird 
wie folgt geändert: 

Artikel 38 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Wahlberechtigt ist, wer das achtzehnte, 
wählbar, wer das einundzwanzigste Lebensjahr 
vollendet hat." 


Artikel II 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 

9 von der Bundesregierung eingebrachte Entwurf — 
Drucksache VI/304 — 
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Entwurf^) 

Entwurf eines . . . Gesetzes 
zur Änderung des Grundgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; Artikel 79 
Abs. 2 des Grundgesetzes ist eingehalten: 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

Entwurf eines . . . Gesetzes 
zur Änderung des Grundgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; Artikel 79 
Abs. 2 des Grundgesetzes ist eingehalten: 


Artikel I 

Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutsch- 
land vom 23. Mai 1949 (Bundesgesetzbl. S. 1) wird 
wie folgt geändert: 

1 . Artikel 38 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

(2) Wahlberechtigt ist, wer das achtzehnte 

Lebensjahr vollendet hat; wählbar ist, wer voll- 
jährig ist. 


A r t i k e 1 1 2, Artikel 91 a Abs. 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutsch- 1. Ausbau und Neubau von Hochschulen ein- 
land wird wie folgt geändert: schließlich der Hochschulkliniken 

In Artikel 91 a Abs. 1 Nr. 1 entfällt bei der Formu- 
lierung „wissenschaftlichen Hochschulen" das Wort 
„wissenschaftlichen" , 


Artikel 2 


Artikel II 


Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


3) von den Abgeordneten Dr. Stoltenberg, Dr. Martin 
und der Fraktion der CDU/CSU eingebradite Entwurf 
— Drucksache VI/115 — 
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